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Gesetz 
zur Änderung der Reichsabgabenordnung*) 

Vom 29. April 1964 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes­
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 161), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Bewertungsgesetzes vom 
10. August 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 676, 678), wird­
wie folgt geändert: 

1. In § 107 a Abs. 3 Satz 2 Wird hin,ter der Ziffer 3 
die folgende Ziffer 4 angefügt: 

„4. die Hilfeleistung in Lohnsteuersachen durch 

a) den Arbeitgeber für seine Arbeitnehmer, 

*) Ändert Bundesgesetzbl. III 610-1. 

b) Personenvereinigungen, deren satzungs­
mäßige Aufgabe ausschließlich die Hilfe­
leistung in Lohnsteuersachen unter Ver­
zicht auf Werbung hierfür ist, wenn 

die Mitglieder ausschließlich Arbeitneh­
mer sind, die zur Zahlung von Mitglieds­
beiträgen verpflichtet werden können, 
ein besonderes Entgelt für die Hilfelei­
stung in Lohnsteuersachen nicht erhoben 
wird, 
die Hilfe in Lohnsteuersachen nur an 
Mitglieder geleistet wird und 
die Aufnahme der Tätigkeit dem Finanz­
amt angezeigt worden ist, das nach § 73 a 
Abs. 6 für die Personenvereinigung zu­
ständig ist." 

2. In § 107 a Abs. 4 werden hinter den Worten 
„Ziff. 4, 7 bis 10" die Worte „und nach Absatz 3 
Satz 2 Ziff. 4" eingefügt. 
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3. § 107 a Abs. 5 erhält die folgende Fassung: 

,, (5) Die für die Finanzverwaltung zuständige 
oberste Landesbehörde kann 

eine der in Absatz 2 Ziff. 2 aufgeführten Personen 
die Hilfeleistung in Steuersachen leitet." 

den in Absatz 2 Ziff. 7 bezeichneten Vereinigungen 
und Stellen im Einvernehmen mit den fachlich 
beteiligten obersten Landesbehörden die Hilfe­
leistung in Steuersachen 

Artikel 2 

Geltung in Berlin 

und 

bei einer Tätigkeit nach Absatz 3 Satz 2 Ziff. 4 die 
Hilfeleistung in Lohnsteuersachen ganz oder teil­
weise 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten untersagen, wenn eine sachgemäße Tätigkeit 
nicht gewährleistet ist. Dies gilt nicht, wenn ein 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigter oder 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 29. April 1964 

Für den Bundespräsidenten 
Der Präsident des Bundesrates 

Diederichs 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung 
Blank 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 
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Verordnung über die Nebentätigkeit 
der Bundesbeamten, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 

(Bundesnebentätigkeitsverordnung) 

Vom 22. April 1964 

Sammlung des Bundesrechts, Bundesgesetzbl.111 2030-2-11 1) 

Auf Grund des § 69 des Bundesbeamtengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1801) und des § 20 Abs. 4 
in Verbindung mit § 72 Abs. 1 Nr. 1 des Soldaten­
gesetzes vom 19. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 114) 
verordnet die Bundesregierung: 

§ 1 

Nebentätigkeit 

(1) Nebentätigkeit eines Beamten ist die Aus­
übung eines Nebenamtes oder einer Nebenbeschäf­
tigung. 

(2) Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt 
gehörender Kreis von Aufgaben, der auf Grund 
eines öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsver­
hältnisses wahrgenommen wird. 

(3) Nebenbeschäftigung ist jede sonstige, nicht zu 
einem Hauptamt gehörende Tätigkeit innerhalb oder 
außerhalb des öffentlichen Dienstes. 

(4) Als Nebentätigkeit gelten nicht Tätigkeiten 
1. als Mitglied 

a) von Vertretungskörperschaften und deren 
Ausschüssen sowie 

b) von Ausschüssen 

der Gebietskörperschaften und der Ge­
meindeverbände, 

2. als ehrenamtliches Mitglied von Organen 
der Sozialversicherungsträger und ihrer 
Verbände sowie der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver­
sicherung, 

3. als ehrenamtlicher Richter. 

§ 2 

Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst 

(1) Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst-ist jede 
für den Bund, ein Land oder andere Körperschaften, 
Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts 
im Bundesgebjet (einschließlich des Landes Berlin) 
oder für Verbände von solchen ausgeübte Neben­
tätigkeit; ausgenommen ist eine Nebentätigkeit für 
öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften oder 
deren Verbände. 

(2) Einer Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst 
steht gleich eine Nebentätigkeit für 

1. Vereinigungen, Einrichtungen oder Unter­
nehmen, deren gesamtes Kapital (Grund­
kapital, Stammkapital) sich in öffentlicher 
Hand befindc~t oder die gänzlich aus öffent­
lichen Mitteln unterhalten werden, 

1) Hebt auf Buncl(isgesetzbl. III 2030-2-17 und 2030-2-18. 

2. zwischenstaatliche oder überstaatliche Ein­
richtungen, an denen eine juristische Person 
oder ein Verband im Sinne des Absatzes 1 
Halbsatz 1 durch Zahlung von Beiträgen 
oder Zuschüssen oder in anderer Weise 
beteiligt ist, 

3. natürliche oder juristische Personen, die 
der Wahrung von Belangen einer juristi­
schen Person oder eines Verbandes im 
Sinne des Absatzes 1 Halbsatz 1 dient. 

§ 3 

Zulässigkeit von Nebentätigkeiten im Bundesdienst 

Aufgaben, die für den Bund oder bundesunmittel­
bare Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des 
öffentlichen Rechts wahrgenommen werden, sind 
grundsätzlich in ein Hauptamt einzuordnen. Sie 
sollen nicht als Nebentätigkeit zugelassen werden, 
wenn sie mit dem Hauptamt in Zusammenhang 
stehen. 

§ 4 

Vergütung 

(1) Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede 
Gegenleistung in Geld oder geldwerten Vorteilen, 
auch wenn kein Rechtsanspruch auf sie besteht. 

(2) Als Vergütung im Sinne des Absatzes 1 gelten 
nicht 

1. der Ersatz von Fahrkosten sowie Tage- und 
Ubernachtungsgelder, soweit sie die nach 
vergleichbaren Reisekostenvorschriften für 
den Beamten geltenden Sätze, bei Vereini­
gungen, Einrichtungen und Unternehmen, 
die nicht die Reisekostenvorschriften für 
Beamte anwenden, insgesamt 50 Deutsche 
Mark je Reisetag, nicht übersteigen, 

2. der Ersatz sonstiger barer Auslagen, wenn 
keine Pauschalierung vorgenommen wird. 

(3) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind 
in vollem Umfang, Tage- und Ubernachtungsgelder 
insoweit, als sie die Beträge nach Absatz 2 Nr. 1 
übersteigen, als Vergütung anzusehen. 

§ 5 

Allgemeine Erteilung, Versagung, 
Widerruf der Genehmigung 

(1) Die zur Ubernahme einer oder mehrerer 
Nebenbeschäftigungen gegen Vergütung erforder­
liche Genehmigung gilt allgemein als erteilt, wenn 
die Nebenbeschäftigungen insgesamt geringen Um­
fang haben, außerhalb der Dienstzeit ausgeübt wer­
den und kein gesetzlicher Versagungsgrund vorliegt. 
Der Umfang einer oder mehrerer Nebenbeschäfti-
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gungen ist als gering anzusehen, wenn die Vergü­
tung hierfür insgesamt 100 Deutsche Mark im Monat 
nicht übersteigt. In diesen Fällen ist die Neben­
beschäftigung dem Dienstvorgesetzten anzuzeigen, 
es sei denn, daß es sich um eine einmalige, gelegent­
liche Nebenbeschäftigung handelt. 

(2) Die Genehmigung für eine Nebentätigkeit ist 
zu versagen, wenn ein gesetzlicher Versagungsgrund 
vorliegt.· Dies gilt insbesondere, wenn die Neben­
tätigkeit 

1. mit dem Ansehen der Beamtenschaft oder 
dem Wohl der Allgemeinheit nicht verein­
bar ist oder 

2. die Arbeitskraft des Beamten so stark in 
Anspruch nimmt, daß die ordnungsgemäße 
Erfüllung seiner dienstlichen Pflichten be­
einflußt wird, oder 

3. den Beamten in einen Widerstreit mit 
seinen dienstlichen Pflichten bringen kann. 

(3) Eine als genehmigt geltende Nebenbeschäfti­
gung ist zu untersagen, wenn sich infolge ihrer Aus­
übung eine Beeinträchtigung der dienstlichen Lei­
stungen, der Unpmteilichkeit oder der Unbefangen­
heit des Beamten oder anderer dienstlicher Inter­
essen ergibt. 

(4) Wird eine Genehmigung widerrufen oder eine 
als genehmigt geltende Nebenbeschäftigung unter­
sagt, so soll dem Beamten eine angemessene Frist 
zur Abwicklung der Nebentätigkeit eingeräumt wer­
den, soweit die dienstlichen Interessen dies gestatten. 

§ 6 

Vergütungen für Nebentätigkeiten 
im öHenfüchen Dienst 

(1) Für eine Nebentätigkeit im Bundesdienst (§ 3) 
wird grundsätzlich eine Vergütung nicht gewährt. 
Ausnahmen können zugelassen werden 

1. bei Lehr-, Gutachter-, Vortrags- oder 
Prüfungstätigkeiten sowie bei schriftstel­
lerischen Tätigkeiten, 

2. bei Tätigkeiten, für die auf andere Weise 
eine geeignete Arbeitskraft ohne erheb­
lichen Mehraufwand nicht gewonnen wer­
den kann, 

3. bei Tätigkeiten, deren unentgeltliche Aus­
übung dem Beamten nicht zugemutet wer­
den kann. 

(2) Werden Vergütungen nach Absatz 1 Satz 2 
gewährt, so dürfen sie im Kalenderjahr insgesamt 
4800 Deutsche Mark (Bruttobetrag) nicht über­
steigen. Innerhalb des Höchstbetrages ist die Ver­
gütung nach dem Umfang und der Bedeutung der 
Nebentätigkeit abzustufen. Mit Ausnahme von Tage­
und Ubernachtungsgeldern dürfen Auslagen nicht 
pauschaliert werden. 

(3) Erhält ein Beamter Vergütungen für eine oder 
mehrere Nebentätigkeiten im Bundesdienst oder für 
sonstige Nebentätigkeiten, die er im öffentlichen 
oder in dem ihm gleichstehenden Dienst oder auf 
Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstvorge­
setzten ausübt, so hat er sie insoweit an seinen 
Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern, als sie im 

Kalenderjahr insgesamt 4800 Deutsche Mark (Brutto­
betrag) übersteigen. Dies gilt nicht in den Fällen 
des § 8. 

(4) Dem Beamten zugeflossene Vergütungen im 
Sinne des Absatzes 3 sind abzuliefern, sobald sie 
den Betrag übersteigen, der ihm zu belassen ist. 

(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 3 
und 4 treffen auch Ruhestandsbeamte und frühere 
Beamte insoweit, als die Vergütungen für vor der 
Beendigung des Beamtenverhältnisses ausgeübte 
Nebentätigkeiten gewährt sind. 

§ 7 

Ausnahmen von § 6 

(1) § 6 ist nicht anzuwenden auf Vergütungen für 

1. die Ausübung eines Lehramtes an einer 
öffentlichen Hochschule, 

2. Tätigkeiten als gerichtlicher oder staats­
anwal tschaftlicher Sachverständiger, 

3. Tätigkeiten auf dem Gebiet der wissen­
schaftlichen Forschung, 

4. Gutachtertätigkeiten von Ärzten, Zahn­
ärzten oder Tierärzten für Versicherungs­
träger oder für andere juristische Personen 
des öffentlichen Rechts sowie ärztliche, 
zahnärztliche oder tierärztliche Verrichtun­
gen dieser Personen, für die nach den 
Gebührenordnungen Gebühren zu zahlen 
sind, 

5. Tätigkeiten, die während eines unter Fort­
fall der Dienstbezüge gewährten Urlaubs 
ausgeübt werden. 

(2) § 6 Abs. 3 bis 5 ist ferner nicht auf die Auf­
wandsentschädigungen anzuwenden, die für eine 
ehrenamtliche Tätigkeit als Bürgermeister, Amts­
vorsteher oder Beigeordneter oder für eine ehren­
amtliche Tätigkeit in vergleichbarer Rechtsstellung 
bei Gemeinden und Gemeindeverbänden gezahlt 
werden. 

§ 8 

Vergütungen für Nebentätigkeiten im Organ 
eines Unternehmens 

(1) Erhält ein Beamter Vergütungen für eine oder 
mehrere Nebentätigkeiten im Vorstand, Aufsichts­
rat, Verwaltungsrat oder in einem sonstigen Organ 
einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in 
einer anderen Rechtsform betriebenen Unterneh­
mens, die er auf Verlangen, Vorschlag oder Ver­
anlassung seines Dienstvorgesetzten ausübt, so sind 
ihm für jedes Kalenderjahr insgesamt als Pauschal­
aufwandsentschädigung zu belassen 

1. als Mitglied solcher Organe 
a) bei einem Unter-

nehmen 1 500 Deutsche Mark 
b) bei mehreren Un-

ternehmen 1 980 Deutsche Mark 

2. als ordentlicher Vor­
sitzender solcher Or­
gane 
a) bei einem Unter-

nehmen 2 520 Deutsche Mark 



Nr. 21 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 6. Mai 1964 301 

b) bei mehreren Un­
ternehmen (auch 
als Vorsitzender 
und als Mitglied) :3 000 Deutsche Mark. 

Reichen die in Satz 1 Nr. 1 bestimmten Beträge bei 
einem Beamten, der Mitglied in einem oder in 
mehreren zur dauernden · gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organen ist, zur Deckung der dadurch 
entstandenen notwendigen Aufwendungen nicht aus, 
so kann ihm die oberste Dienstbehörde eine 
Pauschalaufwandsentschädigung bis zur Höhe der in 
Satz 1 Nr. 2 genannten Beträge belassen. War der 
Beamte nicht während des ganzen Kalenderjahres 
tätig, so ist ihm für jeden angefangenen Kalender­
monat ein Zwölftel dieser Beträge zu belassen. 

(2) Schließt ein Unternehmen in einem Kalender­
jahr mehrere Geschäftsjahre ab, so kann der 
Beamte die Pauschalaufwandsentschädigung eben­
sooft behalten, wie das Unternehmen Jahres­
abschlüsse gefertigt und durch sie feste Vergütungen 
gezahlt hat. Vergütungen, die dem Beamten in 
früheren Ka.lenderjahren für die Tätigkeit in den 
abgeschlossenen Geschäftsjahren belassen worden 
sind, sind anzurechnen, 

(3) Erhält der Beamte mehr als die sich nach den 
Absätzen 1 und 2 er9ebenden Beträge, so hat er den 
Mehrbetrag an seinen Dienstherrn im Hauptamt 
abzuliefern. Von den Vergütungen nach den Ab­
sätzen 1 und 2 sind vor der Ermittlung des abzu­
liefernden Belraqes die bei Reisen im Zusammenhang 
mit der Nebentätigkeit entslandenen Fahrkosten 
sowie Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung 
bis zur Höhe der in § 4 Abs. 2 Nr. 1 genannten 
Beträge abzusetzen. Dies gilt nicht, soweit der 
Beamte für derartige Fahrkosten und Aufwendungen 
Auslagenersatz erhalten hat. § 6 Abs. 4 und 5 gilt 
entsprechend. 

(4) Hat der Beamte die Ansprüche auf alle Ver­
gütungen, die ihm aus einer Nebentätigkeit nach 
Absatz 1 zustehen, für mindestens ein Kalenderjahr 
an seinen Dienstherrn im Hauptamt abgetreten, so 
hat dieser die ihm auf Grund der Abtretung zu­
geflossenen Beträge bis zu der in den Absätzen 1 
und 2 genannten Höhe als Pauschalaufwandsentschä­
digung an den Beamten weiterzuleiten. Die nach 
Absatz 3 Satz 2 und 3 von den Vergütungen abzu­
setzenden Beträge sind zusätzlich als Auslagen­
ersatz an den Beamten weiterzuleiten. 

(5) Die Vergütungen nach § 6 Abs. 3 und die 
Pauschalaufwandsentschädigl~ng nach den Absätzen 
1 bis 4 sind nebeneimmder zu belassen. 

Bonn, den 22. April 1964 

§ 9 

Abrechnung über die Vergütung aus 
Nebentätigkeiten 

Die Beamten haben nach Ablauf eines jeden 
Kalenderjahres ihrem Dienstvorgesetzten eine Ab­
rechnung über die ihnen zugeflossenen Vergütungen 
im Sinne der §§ 6 und 8 vorzulegen. In den Fällen 
des § 6 Abs. 5 sind auch Ruhestandsbearnte und 
frühere Beamte hierzu verpflichtet. 

§ 10 

Ubergangsregelung 

Sind für Nebentätigkeiten aus der Zeit vor dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung noch Vergütungen 
zu gewähren oder erhaltene Vergütungen abzu­
führen, so sind insoweit die bisher geltenden Vor­
schriften anzuwenden. Dies gilt nicht in den Fällen 
des § 7 Abs. 2. 

§ 11 

Geltung für Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 

Diese Verordnung gilt für Berufssoldaten und Sol­
daten auf Zeit entsprechend. 

§ 12 

Berlin~ Klausel 

Mit Ausnahme des § 11 gilt diese Verordnung 
nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes vorn 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbin­
dung mit § 201 des Bundesbeamtengesetzes auch 
im Land Berlin. 

§ 13 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vorn 1. Januar 
1964 in Kraft. Gleichzeitig treten die Verordnung 
über die Nebentätigkeit der Beamten vom 6. Juli 
1937 (Reichsgesetzbl.1 S. 753) 2) in der Fassung der 
Bekanntmachung vorn 24. Januar 1951 (Bundes­
gesetzbl. I S. 87, 94) und der Verordnung vorn 
26. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1034) sowie 
die Verordnung über die Nebentätigkeit der beam­
teten Arzte, Zahnärzte und Tierärzte vom 3. Mai 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 501) 3) in der Fassung der 
Bekanntmachung vorn 24. Januar 1951 (Bundes­
gesetzbl. I S. 87, 97) außer Kraft. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 

2) Brn,clcsrwseizbl. II 1 ;.o:HJ--'.c-17 
:l) Bunclcsqese l.zb 1, 111 20:l0-2- 1U 

Der Bundesminister des Innern 
Hermann Höcherl 

Der Bundesminister der Verteidigung 
von Hassel 
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Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Durchführung 

der umsatzsteuerlichen Vorschriften des Zusatzabkommens vom 3. August 1959 zu dem 
Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrages vom 19. Juni 1951 über die 

Rechtsstellung ihrer Truppen - NATO-Truppenstatut-*) 

Vom 24. April 1964 

Auf (~rund des § 9 des Truppenzollgesetzes 1962 
vom 17. Jc1nudf 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 51) ver­
ordnet di() Bundf!sregierung: 

Artikel 

Die Verordnung zur Durchführung der umsatz­
stem~r lichen Vorschriften des Zusatzabkommens vom 
3. August 1959 zu dem Abkommen zwischen den 
Parteien des Nordatlantikvertrages vom 19. Juni 
1951 über die Rechtsstellung ihrer Truppen -
NATO-Truppenstatut - vom 30. September 1963 
(Bundesgeselzbl. I S. 769) wird wie folgt geändert: 

1. In der überschritt wird die Kurzbezeichnung 
,, (UmsatzsteuerVO-NATO-ZA)" durch die Kurz­
bezeichnung ,. (NATO-ZAbk-UStDV)" ersetzt. 

2. In § 2 werden die Worte ,,§§ 70 bis 80 der Durch­
führungsbestimmungen zum Umsatzsteuergesetz 
(UStDB) und § 7 Abs. 2 Nm. 2 und 3 des Ausfuhr­
förderungsgesetzes" durch die Worte ,,§§ 16 bis 26 
des Umsatzsteuergesetzes" ersetzt. 

3. Vor § 3 werden die Worte „Zu §§ 70, 71, 77 
UStDB" gestrichen. In § 3 werden ersetzt 

a) in Absatz 1 die Worte ,. § 70 Abs. 1 und § 77 
Abs. 1 UStDB in Verbindung mit § 71 UStDB" 
durch die Worte ,, § 16 Abs. 1 und § 23 Abs. 1 
des Umsatzsteuergesetzes in Verbindung mit 
§ 17 des Umsatzsteuergesetzes" und der Klam­
merhinweis,,(§ 1 UStDB)" durch den Klamm'3r­
hinweis ,, (§ 1 der Durchführungsbestimmungen 
zum Umsatzsteuergesetz)", 

Bonn, den 24. April 1964 

b) in Absatz 3 der Klammerhinweis ,, (§ 70 Abs. 2 
Ziffer 3 und Abs. 3 Ziffer 3 UStDB, § 77 Abs. 2 
Ziffer 4 UStDB)" durch den Klammerhinweis 
,, (§ 16 Abs. 2 Ziff. 3 und Abs. 3 Ziff. 3 des 
Umsatzsteuergesetzes, § 23 Abs. 2 Ziff. 4 des 
Umsatzsteuergesetzes)". 

4. Vor § 4 werden die Worte „Zu §§ 73, 74, 78 
UStDB" gestrichen. § 4 erhält folgende Fassung: 

,,§ 4 

(1) Eine Berichtigung des Entgelts nach § 19 
Abs. 1 und § 24 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes 
kommt nicht in Betracht. 

(2) § 20 Abs. 3 Satz 2 des Umsatzsteuergesetzes 
findet keine Anwendung." 

5. Vor § 5 werden die Worte „Zu § 79 UStDB" ge­
strichen. In § 5 wird der Klammerhinweis ,, (An­
lage 3 zu § 79 UStDB)" durch den Klammerhinweis 
,, (Anlage 7 - zu § 25 des Umsatzsteuergeset­
zes)" ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nicht im Land Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 26. März 
1964 in Kraft. 

Für den Bundeskanzler 

•) Ändert Bundcsqcsclzbl. III 611-10-6. 

Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

Blank 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 
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Verordnung zur Änderung . 
der Zweiten Verordnung über die Gewährunu von Betriebsbeihilfe 

für Betriebe des Bergbaues, für Torf, Steine und Erden fördernde Betriebe 
sowie für Betriebe aller Art mit Maschinen zur Stromerzeugung*) 

Vom 29. April 1964 

Auf Grund des Abschnitts llI Artikel 4 Abs. 4 des 
Verkehrsfinanzgesetzes 1955 vom 6. April 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 166), zuletzt geändert durch 
Artikel 11 des Gesetzes über Umstellung der Ab­
gaben auf Mineralöl vom 20. Dezember 1963 (Bun­
desgesetzbl. I S. 995) verordnet die Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates: 

§ 1 

Die Zweite Verordnung über die Gewährung von 
Betriebsbeihilfe für Betriebe des Bergbaues, für 
Torf, Steine und Erden fördernde Betriebe sowie 
für Betriebe aller Art mit Maschinen zur Strom­
erzeugung vom 20. März 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 264) wird wie folgt geändert: 

1. In der Uberschrift werden die Worte „ sowie für 
Betriebe aller Art mit Maschinen zur Strom­
erzeugung" gestrichen. An Stelle des Beistrichs 
hinter den Worten „Betriebe des Bergbaues" wird 
das Wort „und" eingefügt. 

2. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1) Für Gasöl, das nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 des 
Mineralölsteuergesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 20. Dezember 1963 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1003) versteuert und zum 

1. Betrieb von standfesten oder beweg­
lichen Arbeitsmaschinen, Maschinen zur 
Stromerzeugung oder Diesellokomotiven 
in Betrieben des Bergbaues, 

Bonn, den 29. April 1964 

2. Betrieb von standfesten oder beweg­
lichen Arbeitsmaschinen, Maschinen zur 
Stromerzeugung oder Diesellokomotiven 
in Torf, Steine und Erden fördernden 
Betrieben 

verwendet worden ist, wird den Inhabern dieser 
Betriebe (Beihilfeberechtigten) nach Maßgabe der 
folgenden Vorschriften eine Betriebsbeihilfe ge­
währt." 

3. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,, (2) Gasöl im Sinne dieser Verordnung sind 
Mineralöle, die der Zusätzlichen Vorschrift Num­
mer 1 Buchstabe D zu Kapitel 27 des Deutschen 
Zolltarifs 1963 (Bundesgesetzbl. II S. 744) in der 
Fassung des Gesetzes über Umstellung der Ab­
gaben auf Mineralöl vom 20. Dezember 1963 ent­
sprechen." 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Abschnitt VIII 
des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 auch im Land 
Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1964 in Kraft. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 

+) Ändert Bundesgesetzbl. III 612-14-4. 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 

Bezeichnung der Verordnung 

Verordnung TSF Nr. 2/64 über Tarife für den Güterfernverkehr 
mit Kraftfahrzeugen. 
Vom 22. April 1964 

Verordnung zur Durchführung einer Erhebung über die An­
wendung des Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer. 
Vom 22. April 1964 

Verkündet im 
Bundesanzeiger 
Nr. vom 

79 25.4.64 

80 28.4.64 

Tag des 
Inkraft­
tretens 

27.4.64 

29.4.64 
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